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1 Planungsrechtliche Voraussetzungen 

Der Markt Wartenberg besitzt einen vom Landratsamt Erding mit Bescheid vom 30. August 2012 (Az. 41-2) 

genehmigten Flächennutzungsplan, der bisher viermal geändert wurde. Der Gemeinderat des Marktes  

Wartenberg hat am 2. Juni 2020 beschlossen, diese 5. Flächennutzungsplanänderung durchzuführen.  

Die Änderung erfolgt im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB. Sie sollte zunächst einen Bebauungs-

plan an der Straße „Am Burggraben“ vorbereiten und Flächen für den Hochwasserschutz entlang der Stro-

gen ausweisen (siehe Abbildung). Die Planungsinhalte wurden im Verfahrensverlauf teilweise geändert. 

 

2 Anlass, Ziele und Zwecke der Planung 

2.1 Ursprüngliches Konzept 

Anlass für die Änderung war ein Bauantrag für ein Doppelhaus an der Straße Am Burggraben, Nummer 12. 

Ein Wohnhaus, das früher an dieser Stelle stand, wurde vor einigen Jahren abgerissen. Ein Teil der Fläche 

wird mittlerweile als Parkplatz genutzt. Der Standort am nördlichen Hang des Nikolaibergs, an dem sich 

zwei weitere Anwesen befinden, darunter das Bergcafé, liegt etwa 50 m abgesetzt vom Ortsrand im Außen-

bereich. Die Straßenführung weicht an der Stelle teils erheblich von den Grundstücksgrenzen ab. Ein Ge-

bäude steht auf dem Straßengrundstück, die Straßenparzelle verläuft über eine private Hoffläche. Die Ge-

meinde wollte das Gebiet anlässlich des Bauantrags mit einem Bebauungsplan neu ordnen und hat eine 

Veränderungssperre erlassen. Mit der Flächennutzungsplanänderung sollte der Bebauungsplan vorbereitet 

werden. Bei der Änderung sollten außerdem entlang der Strogen Hochwasserretentionsflächen dargestellt 

werden, die auf einer aktuellen Neuermittlung des hundertjährlichen Überschwemmungsgebietes beruhen.  
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2.2 Aufteilung des Änderungsverfahrens auf zwei Bereiche  

Die Beteiligung der Öffentlichkeit und der Träger öffentlicher Belange zur Planfassung vom 17. September 

2020 fand von November 2020 bis Januar 2021 statt. In den Stellungnahmen zeichnete sich ab, dass der 

Bauantrag für das Doppelhaus am Burggraben, dessen Standort die Gemeinde mit der Bauleitplanung näher 

an den Bebauungszusammenhang verlegen wollte, voraussichtlich vom Landratsamt genehmigt wird. Da 

die Flächennutzungsplanänderung ins Leere gelaufen wäre, wenn das beantragte Wohnhaus errichtet wird, 

konnte sie nicht unabhängig vom Baugenehmigungsverfahren fertiggestellt werden.  

Um die Planung im Bereich Hochwasserschutz nicht zu blockieren, wurde das Verfahren zur 5. Änderung des 

Flächennutzungsplans auf die beiden Teilbereiche aufgeteilt: 

• 5. Flächennutzungsplanänderung – Bereich Hochwasserschutz (siehe Abbildung unten) 

• 5. Flächennutzungsplanänderung – Bereich Burggraben 

Die Gemeinde konnte für den Bereich Hochwasserschutz am 3. März 2021 den Feststellungsbeschluss tref-

fen und die Genehmigung beantragen, während sie den Bereich Burggraben in einem abgetrennten Verfah-

ren weiterverfolgt. Die Aufteilung war möglich, weil die beiden Bereiche sachlich und räumlich unabhängig 

sind und durch die Aufteilung keine unbewältigt bleibenden Konfliktfelder geschaffen werden. Das Land-

ratsamt Erding hat die Flächennutzungsplanänderung – Bereich Hochwasserschutz - am 16. April 2021 ge-

nehmigt. Die vorliegende Begründung bezieht sich im Weiteren nicht mehr auf den Bereich Hochwasser-

schutz.  
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2.3 Bereich Burggraben - geändertes Konzept  

Die Gemeinde ging ursprünglich davon aus, dass mit der Errichtung des beantragten Doppelhauses am 

Burggraben eine noch unbebaute Außenbereichsfläche als Baulücke automatisch in den Bebauungszusam-

menhang einbezogen wird und dort Baurecht nach § 34 BauGB entsteht. Es handelt sich um die Fläche zwi-

schen dem beantragten Doppelhaus (Am Burggraben 12) und dem Haus Am Burggraben 6, d.h. im Wesentli-

chen um das Flurstück 126, Gemarkung Wartenberg. Das Doppelhaus wurde Ende März 2021 genehmigt.  

Im Jahr 2022 legte ein Investor der Gemeinde ein Bebauungskonzept mit einer Terrassenhausanlage mit 

acht Wohnungen vor, das sich auf das ursprüngliche Doppelhausgrundstück, die Baulücke und angrenzende 

Hangbereiche erstreckte. Das Ausmaß der geplanten Bebauung hat bei der Gemeinde vorhandene Bedenken 

gegen eine Bebauung des Geländes verstärkt. 

Mit Schreiben vom 28. März 2022 teilte die untere Bauaufsichtsbehörde der Gemeinde mit, dass auch nach 

der Errichtung des Doppelhauses auf der entstehenden Lücke auf Flurstück 126 kein Baurecht entsteht, da 

diese Fläche weiterhin nicht innerhalb von im Zusammenhang bebauten Ortsteilen liegt. Auch eine Bebau-

ung im Rahmen einer Außenbereichslückenschließung nach § 35 Abs. 2 ff. BauGB schließt das Landratsamt 

aus. Im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens würden hier als Außenbereichsvorhaben öffentliche Belan-

ge des § 35 Abs. 3 BauGB beeinträchtigt (u.a. Verfestigung einer Splittersiedlung, natürliche Eigenart der 

Landschaft etc.). 

Die Gemeinde schloss sich dieser Auffassung an und änderte das Planungsziel für den Bereich Burggraben: 

statt der Vorbereitung eines Bebauungsplans für das Doppelhaus und die Baulücke mit Neuordnung der 

Grundstücke im Straßenbereich und Einplanung öffentlicher Parkplätze und eines Wendehammers soll der 

Bereich – abgesehen vom genehmigten Neubau des Doppelhauses – zukünftig nicht mehr geändert werden. 

Die Baulücke soll auch zukünftig nicht bebaut werden. 

2.4 Aufnahme Bereich Zieglertal 

Parallel zur 5. Flächennutzungsplanänderung stellt der Markt Wartenberg einen Bebauungsplan für ein 

Wohngebiet am Zieglerweg auf (Bebauungsplan Zieglerweg, Aufstellungsbeschluss 21. Oktober 2020).  

Dieses Wohngebiet ist im Flächennutzungsplan seit vielen Jahren dargestellt. Eine Umsetzung scheiterte 

zuletzt im Jahr 2003 u.a. mangels Einigkeit der Grundstückseigentümer über ein Umlegungsverfahren.  

Im Verlauf des Bebauungsplanverfahrens hat die Gemeinde beschlossen, die vorhandene Wohnbebauung 

am Zieglerweg nur noch abzurunden und mit dem Bebauungsplan deutlich hinter der Wohngebietsdarstel-

lung des Flächennutzungsplans zurückzubleiben (siehe Abbildung, Ausschnitt aus dem Bebauungsplanent-

wurf). Im Zieglertal soll aus Gründen des Landschaftsschutzes keine weitere Siedlungsentwicklung erfol-

gen. Der Flächennutzungsplan soll an diese Zielvorstellung angepasst werden. 
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3 Einordnung der Planung in die Ziele der Raumordnung 

Die Ziele der Raumordnung sind im Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP, September 2018) und im 

Regionalplan München (RP, Stand Februar 2015) festgelegt. Für die vorliegende Planung sind vor allem die 

unten aufgeführten Ziele und Grundsätze einschlägig. Die Planung entspricht den Zielen zum Schutz von 

Natur und Landschaft: 

• LEP G 7.1.1 Erhalt und Entwicklung von Natur und Landschaft - Natur und Landschaft sollen als unver-

zichtbare Lebensgrundlage und Erholungsraum des Menschen erhalten und entwickelt werden. 

• LEP G 7.1.2 Landschaftliche Vorbehaltsgebiete - Gebiete mit besonderer Bedeutung für Naturschutz 

und Landschaftspflege sind in den Regionalplänen als landschaftliche Vorbehaltsgebiete festzulegen. 

• RP G 1.2.1 In den landschaftlichen Vorbehaltsgebieten soll die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts 

gesichert oder wiederhergestellt werden, die Eigenart des Landschaftsbildes bewahrt und die Erho-

lungseignung der Landschaft erhalten oder verbessert werden. 

• RP G 1.2.2.09.1 Im landschaftlichen Vorbehaltsgebiet Hangkante und Hügelland bei Warten-

berg/Fraunberg (09.1) ist auf folgende Sicherungs- und Pflegemaßnahmen hinzuwirken: 

• Sicherung der kleinteiligen, gehölz- und heckenreichen Kulturlandschaft 

• Erhaltung der zusammenhängenden Kuppenwälder 

• Erhaltung der landschaftlich markanten Hangkante und Schutz vor jedweder Bebauung 

• Sicherung der naturnahen Quellbereiche und der Talauen 

• Sicherung der kleinflächigen Nasswiesen bei Pfrombach und Itzling 

• Entwicklung von Maßnahmen zur Erosionsvermeidung 

Beide Planungsbereiche liegen im landschaftlichen Vorbehaltsgebiet 09.1 „Hangkante und Hügelland bei 

Wartenberg/Fraunberg“ (siehe LEK Region 14, Seite 340). Die Rücknahme geplanter Bauflächen aus dem 

Flächennutzungsplan und dauerhafte Freihaltung der Landschaftsbereiche steht im Einklang mit den oben 

beschriebenen Zielen und Grundsätzen. 

4 Verfahren 

Die kleinen Änderungen von Baugebieten, Grünflächen, Ausgleichsflächen und Straßen berühren die 

Grundzüge des Flächennutzungsplans nicht in einem nach § 13 Abs. 1 BauGB beachtlichen Umfang. Die 

großflächige Ausweisung von Retentionsflächen für den Hochwasserschutz erfolgt zu 98 % auf Flächen, die 

auch bisher nicht für eine Bebauung vorgesehen waren: landwirtschaftliche Flächen, Grünflächen und Aus-

gleichsflächen. Deshalb werden die Planungsgrundzüge auch durch die Ausweisung der Retentionsflächen 

nicht berührt. Der Flächennutzungsplan soll im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB geändert werden. 

Auch die sonstigen Voraussetzungen für das Verfahren sind erfüllt: 

• Durch den Flächennutzungsplan wird kein Vorhaben vorbereitet, das einer Pflicht zur Durchfüh-

rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-

fung (UVPG) oder nach Landesrecht unterliegt. 

• Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB ge-

nannten Schutzgüter, also der Erhaltungsziele und des Schutzzwecks der Natura 2000-Gebiete im 

Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes.  

• Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder  

Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissions-

schutzgesetzes zu beachten sind. 

Die Gemeinde führt die Änderung deshalb im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB durch. 
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5 Planung  

5.1 Änderung Bereich Hochwasserschutz 

Die Änderung des Flächennutzungsplans in diesem Teilbereich wurde bereits genehmigt, siehe oben unter 

„2.2 Aufteilung des Änderungsverfahrens auf zwei Bereiche“. Auf die Begründung zur 5. Flächennutzungs-

planänderung – Bereich Hochwasserschutz – wird verwiesen. 

5.2 Änderung Bereich Burggraben 

Im Teilgeltungsbereich Burggraben wird die dargestellte Straßenführung an die tatsächlichen Gegebenhei-

ten angepasst. Das Allgemeine Wohngebiet wird auf Teilen der Flurstücke 125 und 126 durch eine Grünflä-

che ersetzt.  

Diese Bereiche sollen zum Schutz der Landschaft nicht mehr bebaut werden. Zur Verdeutlichung werden  

zusätzlich zur Grünfläche Flächen dargestellt, die von Bebauung freizuhalten sind. Hierzu werden die be-

troffenen Flächen entlang des Siedlungsrands mit einer Kette aus roten Klammern gekennzeichnet1. Über 

diese Kette hinaus soll keine zukünftige Siedlungsentwicklung mehr stattfinden. Nicht nur die neu ausge-

wiesene Grünfläche, sondern auch die umliegenden Grünflächen sollen dauerhaft von Bebauung freigehal-

ten werden. 

Die Flächen am Burggraben sind nicht nur Teil eines landschaftlichen Vorbehaltsgebietes (s.o., Nr. 3),  

sondern liegen auch im ABSP-Schwerpunktgebiet2 des Landkreises Erding „Randzone des Isar-Inn-Hügel-

landes“. Dabei handelt es sich um einen regionalen Entwicklungsschwerpunkt eines Trockenstandorts. Das 

naturschutzfachliche Ziel ist die Erhaltung und Optimierung des kleinstrukturierten Lebensraumkomplexes 

aus Magerrasenresten, Hecken, Laubwaldbeständen und Extensivwiesen bei Wartenberg als Kernfläche für 

die Erhaltung des typischen Artenspektrums im Tertiärhügelland zwischen Isar und Inn. Im Arten- und Bio-

topschutzprogramm ist das Schwerpunktgebiet als Vorschlag für die Ausweisung eines Landschaftsschutz-

gebietes auf-geführt: Hecken- und Rankenlandschaft um Wartenberg; strukturreicher Komplexlebensraum 

aus Hecken, Ranken, Magerwiesen und Halbtrockenrasen. Südlich und nördlich des Burggrabens befinden 

sich bedeutende Laubmischwaldbestände. 

Die Änderung des Wohngebiets in ein Mischgebiet soll den Flächennutzungsplan an die tatsächlichen bau-

lichen Gegebenheiten vor Ort anpassen. Am Burggraben befindet sich die Gaststätte Berg-Café, an der un-

teren Hauptstraße das Hotel Reiter, die den Bereich Burggraben prägen. Die Flächen liegen demnach nicht 

in einem Wohngebiet, sondern in einem Mischgebiet. Die Gemeinde plant an dieser Stelle auch keine Ent-

wicklung hin zum Wohngebiet. 

  

 

1 Darstellungsart und Planzeichen übernommen aus dem Leitfaden „Kommunale Landschaftsplanung in Bayern“, Bayerisches Staats-

ministerium für Umwelt und Gesundheit, April 2010, Seite 38 

2 Schwerpunktgebiet des Arten- und Biotopschutzprogramms 
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Die Abbildungen zeigen die bisherigen und zukünftigen Flächennutzungsplandarstellungen im Bereich 

Burggraben. Zugunsten der Übersichtlichkeit sind Höhenlinien, Biotope und Bodendenkmäler in dieser Ab-

bildung ausgeblendet. Sie bleiben jedoch im Flächennutzungsplan unverändert als nachrichtliche Über-

nahme enthalten. 
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5.3 Änderung Bereich Zieglertal 

Im Teilgeltungsbereich Zieglertal werden vor allem Wohngebietsfläche zugunsten von Grünflächen und 

landwirtschaftlichen Flächen aus dem Flächennutzungsplan herausgenommen. Auch dieser Bereich liegt im 

landschaftlichen Vorbehaltsgebiet und im ABSP-Schwerpunktgebiet „Randzone des Isar-Inn-Hügellandes“. 

Hinzu kommen amtlich kartierte Biotope (baumreiche Gehölzstreifen; siehe Abbildung, Bayernatlas). 

 

Mit der Rücknahme der Wohngebietsdarstellung gibt die Gemeinde eine lange Zeit geplante Siedlungs-

entwicklung am Zieglerweg auf und beschränkt die bauliche Entwicklung auf kleinere Ergänzungen des  

Bestands entlang der Heimstraße und bei den Anwesen Zieglerweg 15 bis 19. Dazu wird derzeit der Be-

bauungsplan Zieglerweg aufgestellt.  

In diesem Bereich wird die zukünftige Siedlungsentwicklung ebenfalls mit dem Planzeichen beschränkt, 

das die Grenze der Siedlung und die anschließenden Flächen markiert, die von Bebauung freizuhalten sind 

(Kette aus roten Klammern, siehe auch Bereich Burggraben). Das Planzeichen soll den Ortsrand auch ge-

genüber zukünftigen Flächennutzungsplanänderungen deutlicher absichern als eine bloße Ausweisung von 

Grünflächen oder Flächen für die Landwirtschaft.  

Die Abbildungen auf der nächsten Seite zeigen die bisherigen und zukünftigen Flächennutzungsplandar-

stellungen im Bereich Zieglertal. Für eine bessere Übersichtlichkeit sind Höhenlinien, Biotope und Boden-

denkmäler in diesen Abbildungen ausgeblendet. Sie bleiben jedoch im Flächennutzungsplan unverändert 

als nachrichtliche Übernahme enthalten. 
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5.4 Umfang der Planung 

Der Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung setzt sich aus drei Teilgeltungsbereichen zusam-

men. Die Geltungsbereiche enthalten teilweise auch Flächen, auf denen nichts geändert wird, um die Dar-

stellung im Plan zu vereinfachen. Die Flächen werden folgendermaßen geändert: 

Nutzung Änderung 

Teilgeltungsbereich „Burggraben“  

 Allgemeines Wohngebiet -11.227 m² 

 Mischgebiet + 9.836 m² 

 Grünfläche + 1.175 m² 

 Verkehrsfläche + 216 m² 

   

Teilgeltungsbereich „Zieglertal“  

 Allgemeines Wohngebiet - 8.742 m² 

 Fläche für die Landwirtschaft + 5.996 m² 

 Grünfläche + 2.746 m² 

   

Teilgeltungsbereich „Hochwasserschutz“ (bereits genehmigt) 
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6 Hinweise 

Entsprechend der Aufteilung des Verfahrens auf die Bereiche Hochwasserschutz und Burggraben/Zieglertal 

sind vorliegend keine Hinweise zum Bereich Hochwasserschutz aufgeführt. 

Bodenschutz, Altlasten (Landratsamt Erding) 

• Im Planungsgebiet liegen keine bekannten Altlastenverdachtsflächen. Sofern dennoch Auffüllun-

gen, Abfälle oder Altlasten zu Tage treten, ist das Sachgebiet Bodenschutz und Abfallrecht beim 

Landratsamt Erding unverzüglich zu informieren. 

Bauschutzbereich des Flughafen München 

• Der Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung liegt innerhalb des Bauschutzbereiches 

des Flughafen München, speziell in der Anflugfläche des S/L-Bahnsystems. 

• Die zulässige Bauhöhe gemäß § 12 LuftVG beträgt 538 m ü. NN. 

• Bei einer Überschreitung dieser Höhenbegrenzung kann die Erteilung einer Baugenehmigung 

durch die zuständige Baubehörde nur mit Zustimmung der Luftfahrtbehörde erfolgen. 

Abwehrender Brandschutz (Kreisbrandinspektion Erding) 

 
• Die Bereithaltung und Unterhaltung notwendiger Löschwasserversorgungsanlagen ist Aufgabe der 

Gemeinden (vgl. Art. 1 Abs. 2 Satz 2 BayFwG) und damit – z. B. bei Neuausweisung eines Bebau-

ungsgebietes – Teil der Erschließung im Sinn von § 123 Abs. 1 des Baugesetz-buchs (BauGB). Die 

Sicherstellung der notwendigen Löschwasserversorgung zählt damit zu den bauplanungsrechtli-

chen Voraussetzungen für die Erteilung einer Baugenehmigung. Welche Löschwasserversorgungs-

anlagen im Einzelfall notwendig sind, ist anhand der Brandrisiken des konkreten Bauvorhabens zu 

beurteilen. Den Gemeinden wird empfohlen, bei der Ermittlung der notwendigen Löschwassermen-

ge die Technische Regel zur Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserver-

sorgung – Arbeitsblatt W 405 der Deutschen Ver-einigung des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) 

anzuwenden. Dabei beschränkt sich die Verpflichtung der Gemeinden nicht auf die Bereitstellung 

des sog. Grundschutzes im Sinn dieser technischen Regel. Sie hat Löschwasser in einem Umfang 

bereitzuhalten, wie es die jeweils vorhandene konkrete örtliche Situation, die unter anderem 

durch die (zulässige) Art und das (zulässige) Maß der baulichen Nutzung, die Siedlungsstruktur 

und die Bauweise bestimmt wird, verlangt. Ein Objekt, das in dem maßgebenden Gebiet ohne wei-

teres zulässig ist, stellt regelmäßig kein außergewöhnliches, extrem unwahrscheinliches Brandri-

siko dar, auf das sich die Gemeinde nicht einzustellen bräuchte (vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Be-

schluss vom 28. Mai 2008, OVG 1 S 191.07; Niedersächsisches OVG, Urteil vom 26. Januar 1990, 1 

OVG A 115/88). Die Gemeinden haben zudem auf ein ausreichend dimensioniertes Rohrleitungs- 

und Hydrantennetz zu achten (BayRS 2153-I, Vollzug des Bayerischen Feuerwehrgesetzes (Vollz-

BekBayFwG), Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums des Innern vom 28. Mai 2013 

Az.: ID1-2211.50-162). Für das geplante Mischgebiet „MI“ kann entsprechend dem DVGW-

Arbeitsblatt W 405 für eine erste Abschätzung von einem Grundschutzbedarf von 96 m³/h über 

zwei Stunden ausgegangen werden.  

• Fragen zu einer für die Belange des Brandschutzes ausreichenden Er-schließung sind im Rahmen 

des Bebauungsplanverfahrens und der konkreten bauordnungsrechtlichen Verfahren zu prüfen.  

Abwehrender Brandschutz (Freiwillige Feuerwehr Wartenberg) 

• Löschwasserversorgungseinrichtungen aus der Sicht der Feuerwehr: Eventuelle Erweiterungen der 

Löschwasserversorgung müssen nach den rechtlichen Vorgaben geprüft werden.  

Rechtliche Vorgaben  

• Nach Artikel 1 Absatz 1 Bayerisches Feuerwehrgesetz (BayFwG) haben die Gemeinden als Pflicht-

aufgabe im eigenen Wirkungskreis dafür zu sorgen, dass drohende Brand- und Explosionsgefahren 

beseitigt und Brände wirksam bekämpft werden (abwehrender Brandschutz) sowie ausreichende 

technische Hilfe bei sonstigen Unglücksfällen oder Notständen im öffentlichen Interesse geleistet 

wird (technischer Hilfsdienst).  
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• Nach Absatz 2 haben die Gemeinden zur Erfüllung dieser Aufgaben in den Grenzen ihrer Leistungs-

fähigkeit gemeindliche Feuerwehren (Art. 4 Abs. 1 BayFwG) aufzustellen, auszurüsten und zu un-

terhalten. Sie haben außerdem in diesen Grenzen die notwendigen Löschwasser-

versorgungsanlagen bereitzustellen und zu unterhalten.  

Hinweise  

• Wird die Bereitstellung von Wasser an einen Zweckverband übertragen, sind zudem Regelungen zur 

Bereitstellung von Löschwasser und deren Entnahmeeinrichtungen (Hydranten; einschließlich de-

ren Pflege) vertraglich festzulegen. Dabei ist darauf zu achten, dass die Entnahme von Löschwas-

ser für Einsätze oder Übungen durch die gemeindliche Feuerwehr jederzeit und kostenfrei für die 

Feuerwehr auch weiterhin möglich ist. 

Abstände von Löschwasserentnahmestellen  

• Als Löschwasserentnahmestellen können Unter- oder Oberflurhydranten nach DIN 3221, unterirdi-

sche Löschwasserbehälter nach DIN 14 230 oder auch Löschwasserbrunnen nach DIN 14 220 ange-

sehen werden.  

• Die Beschilderung mit einem Klartextschild nach DIN 4066 D1 für Löschwasserbehälter und Lösch-

wasserbrunnen hat sich dabei bewährt.  

• Für den Erstangriff/-einsatz sind grundsätzlich Unter- oder Überflurhydranten aus der öffentlichen 

Löschwasserversorgung anzusetzen. Hierbei sind für eine Löschgruppe mindestens 800 Liter/min 

sicherzustellen.  

• Unter Bezugnahme des auf Einsatzfahrzeugen der Feuerwehr mindestens verfügbaren Schlauchma-

terials dürfen diese auf öffentlichen Verkehrsflächen maximal 150 m voneinander entfernt sein, 

um an der ungünstigsten Stelle maximal 75 m einhalten zu können. Die bisherigen Empfehlungen, 

80-120 m je nach Bebauung, erscheinen deshalb auch weiterhin als praxisgerecht.  

• Der vorzuhaltende notwendige Löschwasserbedarf richtet sich nach der Art der durch die Gemein-

de zugelassenen baulichen Nutzung (Bebauungsplan). Als Planungsgröße kann hierzu das Ar-

beitsblatt W 405 des DVGW herangezogen werden. Für das geplante Wohngebiet / Mischgebiet 

kann für eine erste Abschätzung eines Grundschutzbedarfs von 96 m3/h über zwei Stunden ausge-

gangen werden.  

Hydrantenplan  

• Um im Einsatzfall eine schnelle Bereitstellung von Löschwasser im Gemeindegebiet sicher-

zustellen, muss der Hydrantenplan in geeigneter Form bei Änderungen der Feuerwehr zeitnah be-

reitgestellt werden. 

Flächen für die Feuerwehr  

• Für die Sicherstellung des abwehrenden Brandschutzes und des technischen Hilfsdienstes sind 

Flächen für die Feuerwehr erforderlich. Diese können sich aufgrund einer baulichen Anlage auf ei-

nem Privatgrundstück, aber auch zur Erreichung dieser Flächen für die Feuerwehr, auf öffentlichen 

Verkehrsgrund befinden.  

• Für die Ausführung der Flächen für die Feuerwehr auf Privatgrundstücken, ist in Bayern, die als 

technische Baubestimmung eingeführte „Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr", verbindlich 

anzuwenden. Verantwortlich hierfür ist i.d.R. der jeweilige Eigentümer der baulichen Anlage. Da 

es für den öffentlichen Verkehrsgrund keine gesetzlichen Vorgaben gibt, wird nachfolgend eine 

Vergleichbarkeit zu Flächen für die Feuerwehr auf Privatgrundstücken beschrieben.  

• Für die Planung von Flächen für die Feuerwehr auf öffentlichem Verkehrsgrund ist i.d.R. die Ge-

meinde im Rahmen ihrer Planungshoheit verantwortlich. Im Rahmen dessen, hat die Gemeinde mit 

ihren Planungen sicherzustellen, dass die gemeindliche Feuerwehr mit ihren, sowie den ggf. erfor-

derlichen unterstützenden Fahrzeugen (Nachbarschaftshilfe), auch jede an einer Straße gelegene 

Einsatzstelle erreichen kann.  

• Nach Artikel 1 des Bayerischen Feuerwehrgesetzes ist die Gemeinde für die Sicherstellung des ab-

wehrenden Brandschutzes und des technischen Hilfsdienstes verantwortlich. Diese Aufgaben 
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übernehmen die gemeindlichen, i.d.R. ehrenamtlichen Feuerwehren. Reichen für ein Schadenser-

eignis die eigenen gemeindlichen Kräfte nicht aus, erfolgt die weitere Alarmierung von Feuerweh-

ren aus den Nachbargemeinden. D.h., dass hinsichtlich der Breite und Durchfahrtshöhe von Feu-

erwehrzufahrten nicht nur der Fahrzeugpark der eigenen gemeindlichen Feuerwehr anzusetzen ist, 

sondern auch Fahrzeuge, welche bei einer weiteren Alarmierung hinzugezogen werden könnten.  

• Die zulässigen Abmessungen für Feuerwehrfahrzeuge werden in DIN-Normen beschrieben. Wäh-

rend nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 der StVZO allgemein die Maximalbreite von 2,55 m zulässig ist, 

• legen die eingeführten Fahrzeugnormen für Feuerwehrfahrzeuge eine maximale Breite von 2,50 m 

fest. Hinzugerechnet werden bundesweit auf jeder Seite noch 0,25 m (= 0,5 m; beidseitig ausge-

klappte Seitenspiegel), um z. B. zwischen zwei haltenden oder parkenden Fahrzeugen oder ande-

ren seitlichen Abgrenzungen noch vorbei- bzw. durchfahren zu können.  

• Daraus ergeben sich dann die in den Richtlinien geforderten 3,00 m als Mindestbreite. Zudem ist 

eine Durchfahrtshöhe von mindestens 3,50 m sicherzustellen.  

• Gemäß der „Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr" gelten diese Bestimmungen prinzipiell nur 

auf Privatgrundstücken. Um jedoch die Flächen auf Privatgrundstücken überhaupt erreichen zu 

können, müssen mindestens eben diese Vorgaben auch auf der öffentlichen Verkehrsfläche einge-

plant bzw. vorgesehen werden.  

 

7 Zusammenfassung 

Mit der 5. Flächennutzungsplanänderung werden Baugebietsflächen, landwirtschaftliche Flächen und Grün-

flächen an den Straßen Am Burggraben und Zieglerweg geändert und Hochwasserschutzflächen entlang der 

Strogen ausgewiesen. Im Bereich Burggraben und Zieglerweg wird die zukünftige Siedlungsentwicklung 

räumlich beschränkt. 

 

 

 

Wartenberg, den …………………….. .....................................................................

 Christian Pröbst, Erster Bürgermeister 


